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Qualitätsarbeit und des ökonomischen Umgangs mit dem 
sozialistischen Eigentum aus. Die ökonomischen Ergebnisse­
werden noch höher wachsen, wenn es uns gelingt, überall die 
Leitungstätigkeit weiter zu qualifizieren und die Mittel des 
Rechts noch konsequenter und effektiver einzusetzen.

Anläßlich von Plenartagungen des Obersten Gerichts 
wurden den Gerichten — z. B. durch das 7. Plenum vom 
15. Dezember 1983 und das 8. Plenum vom 18. April 1984 — 
Orientierungen gegeben, die wichtige Aufgabengebiete be­
trafen, so den Beitrag zum Kampf gegen Brände, Havarien 
und Wirtschaftsschädigungen7 sowie zum Schutz des sozia­
listischen Eigentums.

Die besten Ergebnisse werden dort erreicht, wo die sozia­
listische Gesetzlichkeit als untrennbarer Bestandteil der 
Leitungstätigkeit konsequent durchgesetzt wird. Hierzu gehört 
die verstärkte Vorbeugung gegen volkswirtschaftliche Schä­
den durch Havarien und Brände und gegen andere Wirt­
schaftsschädigungen. Das betrifft nicht nur die Industrie, 
sondern ebenso auch den Handel, die Lagerwirtschaft, die 
Land- und Forstwirtschaft und andere Bereiche.

Was beispielsweise von der konsequenten Einhaltung des 
Gesundheits-, Arbeite- und Brandschutzes abhängt, ist u. a. 
daran zu erkennen, daß gegenwärtig Werktätige im produ­
zierenden Bereich die Verantwortung für durchschnittlich 
120 000 Mark Grundmittel tragen, in einigen Bereichen weit­
aus mehr, ,so in der Kohleindustrie 250 000, in Einzelfällen 
bis zu mehreren Millionen Mark. Die Gerichte reagieren, 
wenn es sich z. B. um Brandverursachungen und fahrlässige 
Wirtschaftsschädigungen durch grobe Pflichtverletzungen 
und dadurch herbeigeführte schwere Folgen handelt, zu­
treffend grundsätzlich mit dem Ausspruch von Freiheits­
strafen.8

Volle Aufmerksamkeit bei der Leitung der Rechtsprechung 
muß dem Einfluß auf die Beseitigung von Ursachen und 
Bedingungen der festgestellten Rechtsverletzungen gelten. Die 
Kontrolle der Umsetzung des 7. Plenums des Obersten Gerichts 
wird sich deshalb u. a. darauf richten, wie es gelingt, die den 
Gerichten eigenen gesetzlichen Möglichkeiten, wie Gerichts­
kritiken, Hinweise, Informationen, Verfahrensauswertungen, 
Analysen, Berichte usw., verstärkt anzuwenden.

Aus dem Bericht des Politbüros an das Zentralkomitee 
der SED auf seiner 8. Tagung ist zu ersehen, welchen großen 
Stellenwert die Erfüllung der Transportanforderungen in der 
Volkswirtschaft einnimmt.9 Die Entwicklung auf diesem 
Gebiet wird u. a. durch eine Erhöhung der Transport­
leistungen der Eisenbahn und Binnenschiffahrt um 2,7 Pro­
zent allein bis Juli dieses Planjahres verdeutlicht.10 11 Der 
erforderliche Beitrag der Gerichte zur Gewährleistung von 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit in diesem Bereich ist ein 
ständiger Schwerpunkt in der Leitung der Rechtsprechung. 
Vom Obersten Gericht wurden u. a. Maßnahmen zur Vorbe­
reitung einer Plenartagung zu diesem Thema im Jahre 1985 
beschlossen.

Auf dem Gebiet des Schutzes des sozialistischen Eigen­
tums vor Rechtsverletzungen und Schäden jeglicher Art hat 
die 8. Plenartagung des Obersten Gerichts u. a. erneut das 
Erfordernis unterstrichen, die Richtlinie des Plenums zur 
Rechtsprechung bei der Durchsetzung von Schadenersatzan­
sprüchen vom 14. September 1978 (GBl. I Nr. 34 S. 369) in 
ihrer gesamten Breite durchzusetzen. Es muß eine Selbstver­
ständlichkeit werden, alle rechtlichen Möglichkeiten auszu­
schöpfen, damit kein einziger der aus Bereicherungssucht 
handelnden Täter in den Genuß der von ihm angestrebten 
bzw. erlangten Vermögens vorteile kommt oder sie weiter 
nutzen kann. Dazu gehört die strikte Anwendung der gesetz­
lichen Bestimmungen über die Beschlagnahme und den Arrest 
zur sofortigen Sicherung der Vermögenswerte, der arbeits­
rechtlichen materiellen Verantwortlichkeit, des zivilrecht­
lichen und LPG-rechtlichen-Schadenersatzes sowie die kon­
sequente Handhabung der rechtlichen Vollstreckungsinstru­
mente durch die Gerichte und andere staatliche Organe. .Dabei 
ist die Frage zu beantworten, wie die Bereitschaft des Täters 
zu bewerten ist, unverzüglich' den dem sozialistischen Eigen­
tum zugefügten Schaden zu ersetzen bzw. alle ihm möglichen 
Anstrengungen zu unternehmen, um den Schaden möglichst 
bald wiedergutzumachen.11 Darüber ist in der Rechtsprechung

auf der Grundlage der rechtlichen Bestimmungen und in 
Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Erfordernissen 
anhand der konkreten Feststellungen zu befinden.

Bei der Gewährleistung des sozialistischen Zusammen­
lebens, der friedlichen Arbeit, der Sicherung des Lebens, der 
Gesundheit und des Eigentums der Bürger sowie der allseiti­
gen Achtung ihrer berechtigten Interessen, kommt den 
Gerichten ein bedeutender Anteil an der gesamtgesellschaft­
lichen Verantwortung zu. Die Umsetzung der von der 
5. Plenartagung des Obersten Gerichts am 30. Juni 198312 
gegebenen Orientierungen und der hierzu ergangenen Ent­
scheidungen ist eine ständige Aufgabe von erstrangiger 
politischer Bedeutung. Das Augenmerk ist besonders darauf 
zu richten, daß die Differenzierung in der Strafzumessung 
bei Körperverletzungen richtig vorgenommen wird und in 
allen Fällen der volle Schutz jener Bürger gewährleistet ist, 
die sich für Ordnung und Sicherheit einsetzen. Mit aller Ent­
schiedenheit ist auch hier auf die unverzügliche Wiedergut­
machung angerichteter Schäden durch die Rechtsverletzer 
Einfluß zu nehmen.

Beitrag der Arbeits- und Zivilrechtsprechung 
zur Verwirklichung der Hauptaufgabe

In vielfältiger Art und Weise drückt sich der Beitrag der 
Gerichte aus, der auf den Gebieten des Arbeits-, Zivil- und 
Familienrechts zur Verwirklichung der Hauptaufgabe in 
ihrer Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik, zum Schutz 
des sozialistischen Eigentums und zur Herausbildung sozia­
listischer Beziehungen zwischen den Menschen, zur Gewähr­
leistung der Rechte der Bürger und zur Einhaltung ihrer 
Pflichten geleistet wird. Die Anforderungen an die Recht­
sprechung waren mehrfach Gegenstand von Veröffentlichun­
gen in dieser Zeitschrift und sollen insoweit hier nicht 
wiederholt werden.13 Ich beschränke mich auf einige Fragen 
des Arbeits- und Zivilrechts.

Das sozialistische Arbeitsrecht wird in bewährter Zusam­
menarbeit der Gerichte mit den Gewerkschaften wirksam 
angewendet. Auf dieser Basis wird mit dem Recht auf die 
Leitungstätigkeit in den Betrieben Einfluß genommen, und 
es werden Impulse vermittelt zur Einhaltung der Arbeits­
disziplin, zur Verbesserung der Arbeit mit den Menschen und 
zur Gestaltung der Arbeits- und Lebensbedingungen. Das 
Oberste Gericht konnte deshalb anläßlich des Informations­
berichts an das Präsidium des Bundesvorstandes des FDGB 
im November 1983 der engen Zusammenarbeit mit den 
Gewerkschaften besonderen Ausdruck verleihen und ein­
schätzen, daß der Einfluß der Rechtsprechung — in Gemein­
samkeit mit den Vorständen und Leitungen der Gewerk­
schaften — eine zum Leistungsanstieg in der Volkswirtschaft 
beitragende Wirkung hat.14 Weitere Aufgaben in dieser 
Richtung werden aus dem in diesem Monat durchgeführten
9. Plenum des Obersten Gerichts zum Thema „Der Beitrag 
der Arbeitsrechtsprechung zur Unterstützung der ökonomi­
schen Strategie der 80er Jahre“ abzuleiten sein.

Damit in engem Zusammenhang stehen Aufgaben, die sich 
für die Gerichte aus der Förderung der Neuerertätigkeit 
ergeben. Die Initiativen der Neuerer werden in immer höhe-
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